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Thüringer Verfassungsgericht kippt Paritätsgesetz

Eingeschränkter Blick
Daniela Vates, Berlin

Die Männer
sind schon zu

bedauern: Haben
jahrzehntelang die
Parlamentsmanda-
te schön unter sich
aufgeteilt, und jetzt
funken da die Frau-
en dazwischen. Sie
dürfen doch schon wählen, im-
merhin seit 100 Jahren. Und
anders als vor 50 Jahren regt
sich niemand mehr auf, wenn
mal eine Abgeordnete in Ho-
sen in den Bundestag kommt.
Reicht doch? Reicht eben nicht.
Im Bundestag sind gerade mal
ein Drittel der Abgeordneten
Frauen. Und so sieht es auch
im Thüringer Landtag aus.

DorthatnungeradedasLan-
desverfassungsgericht das Pa-
ritätsgesetz gekippt, das den
Parteien vorschreibt, ihre
Wahllisten gleichmäßig mit
Männern und Frauen zu be-
setzen. Die Wahlfreiheit sei da-
mit beeinträchtigt, befand das
Richtergremium, übrigens
mehrheitlich Männer.

Es ist ein sehr eingeschränk-
ter Blick auf die Lage. Auf die
Listenaufstellung nämlich ha-
ben Wähler auch ohne Pari-
tätsgesetz keinen Einfluss. Und
Frauen haben nach wie vor ge-
ringere Chancen, auf diese Lis-
ten zu gelangen. Das liegt dar-
an, dass Männernetzwerke
funktionieren.Undes liegtdar-
an, dass Frauen nach wie vor
einen Großteil der Sorge-
Arbeit übernehmen. Da bleibt
dann nicht mehr viel Zeit und

Nerven für weiteres
Engagement. Wenn
also eine Einschrän-
kung der Wahlfrei-
heit zu beklagen ist,
dann liegt sie hier.

Weibliche
Rechtsauffassung
kommt denn auch

zu anderen Schlüssen. Die ehe-
malige Richterin des Bundes-
verfassungsgerichts, Christine
Hohmann-Dennhardt, etwa
macht auf den „gewichtigen
Auftrag der Gleichstellung der
Geschlechter“ im Grundge-
setz aufmerksam, was dem Ge-
setzgeber durchaus erlaube, die
Parteien zu verpflichten, Frau-
en und Männer für Parla-
mentswahlen paritätisch auf-
zustellen.

Schön wäre es, wenn sich das
auch ohne Gesetz ändern lie-
ße. Festzustellen ist aber: Frei-
willig passiert da nichts. In vie-
len Parlamenten ist der Frau-
enanteil zuletzt wieder zurück-
gegangen. Parteien, die sich
selbst auf Quoten und Reiß-
verschlussverfahren verpflich-
tet haben, haben allerdings
mehr Frauen in Entschei-
dungspositionen. Es ist be-
quem, sich in der Gleichbe-
rechtigungsdebatte auf das
Freiheitsargument zurückzu-
ziehen. Glaubwürdig ist das
erst dann, wenn man dafür
sorgt, dass auch wirklich alle
diese Freiheit wahrnehmen
können. daniela.vates@

ihr-kommentar.de
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Ihre Meinung

Ausmistung
Zu „Kritik an Gabriel wegen Bera-
tung für Tönnies“ (3.7.20)
¥ Verstehe die Aufregung nicht! Sig-
mar Gabriel hatte 2015 als Wirt-
schaftsminister Missstände in der
Fleischindustrie eine Schande für
Deutschland genannt. Verbesserun-
gen konnte er damals wegen soge-
nannter politischer Zwänge und
Druck von Lobbyisten wahrschein-
lich nicht durchsetzen. Frei von al-
len Zwängen sah er jetzt sicher die
Chance, als privater aber einfluss-
reicher Berater wie seinerzeit Her-
kules den Augiasstall Tönnies bei-
spielhaft ausmisten zu können. Von
mir nur ein kleiner Einwand: Wenn
schon keine längere zeitliche Scham-
frist für Ex-Politikerdurchsetzbar ist,
dann bitte eine finanzielle Scham-
grenze. Und Honorarzahlung erst

nach erfolgreicher Ausmistung.
Eitel Riefenstahl
33604 Bielefeld

Machbare Alternative
Zur industriellen Fleischproduktion
¥ Spätestens jetzt sollten Landwir-
te, die sich auf Massenproduktion
eingelassen haben, begreifen, dass sie
immer die Verlierer dieses Systems
sein werden. Von Handel und Poli-
tik gegängelt, bewegen sie sich per-
manent am Existenzlimit, während
andere sich mit ihren Produkten eine
goldene Nase verdienen. Das Wohl
vonMenschundTierspieltdabeikei-
ne Rolle. Beispiele von Bauern, die
aus diesem skrupellosen System aus-
gestiegen sind, zeigen, dass es auch
anders geht. Mit Verantwortungs-
bewusstsein, respektvollem Um-
gang mit den Tieren und Selbstbe-
stimmung bei der Vermarktung.

Verhungern müsste dabei sicher nie-
mand in diesem Land, auch wenn
Fleischprodukte in Zukunft mehr
kosten. Marion Niekamp-Harke

33334 Gütersloh

Aufklärung
Zu „Wir waren ständig in Gefahr“
(13.7.20)
¥ Warum geht man erst jetzt an die
Öffentlichkeit, wo das Kind in den
Brunnen gefallen ist? Schon viel frü-
her hätte man doch die Möglichkeit
gehabt – über die Presse, Gewerk-
schaften, kirchliche Einrichtungen –
auf die Missstände hinzuweisen. Hat
hier das Geld mehr bedeutet als die
Gesundheit? Eine Verurteilung von
Clemens Tönnies ist nötig, aber auch
Aufklärung darüber, wer von den
Zuständen bei der Fa. Tönnies ge-
wusst hat! Bernhard Weidner

33659 Bielefeld

Karikatur

Reichste zehn
Prozent besitzen
gut zwei Drittel

¥ Berlin (dpa). Der Reichtum
in Deutschland ist einer aktu-
ellen Studie zufolge unglei-
cher verteilt, als bisher ange-
nommen. Die oberen zehn
Prozent besitzen nach einer
Untersuchung des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) gut zwei Drit-
tel des Nettovermögens. Zu-
vor sei man von knapp 59 Pro-
zent ausgegangen, teilten die
Forscher in Berlin mit. „Allein
das reichste Prozent der Be-
völkerung vereint rund 35
(statt knapp 22 Prozent) des
Vermögens auf sich.“ Dem-
nach besitzen etwa 1,5 Pro-
zent der Erwachsenen in
Deutschland abzüglich Schul-
den ein Nettovermögen von
mindestens einer Million Euro.
Dazu tragen den Angaben zu-
folge vor allem der Besitz von
nicht selbst genutzten Immo-
bilien oder von Unternehmen
bei.

Die Studie erfasst das Ver-
mögen von Personen ab 17 Jah-
ren in Deutschland. Dazu zäh-
len unter anderem Immobi-
lienbesitz, Betriebsvermögen,
Sparguthaben, Aktien, An-
sprüche aus Lebens- und pri-
vaten Rentenversicherungen,
wertvolle Sammlungen. In
einer Zusatzstichprobe nah-
men die Forscher Millionäre
genauer unter die Lupe und ka-
men laut DIW so zu den ge-
naueren Erkenntnissen.

Ein weiteres Ergebnis: Bei
den Reichen handelt sich den
Angaben zufolge überdurch-
schnittlich oft um Männer, die
älter, besser gebildet, selbst-
ständig und zufriedener mit
ihrem Leben sind. Der Anteil
der Frauen sei mit gut 30 Pro-
zent relativ gering.

Gesundheitslotsen für Menschen in Not

Win-win für die Solidargemeinschaft
Carolin Nieder-Entgelmeier

Das deutsche
Sozialsystem

ist eines der besten
der Welt. Auch in
Notlagen sind wir in
vielen Fällen abge-
sichert. Wer jedoch
schon einmal eine
Notlage erlebt hat,
weiß, wie schwierig es sein
kann, an diese Hilfe zu gelan-
gen. Viele verschiedene An-
bieter bieten eine große Aus-
wahl an Unterstützung an,
doch welche Hilfen wann sinn-
voll, wie beantragt und von
wem bezahlt werden, ist häu-
fig nicht klar. Das Hin- und
Herschieben von Zuständig-
keiten führt schnell zur Ver-
zweiflung, insbesondere dann,
wenn Betroffene krank, über-
lastet oder überfordert sind.
Das System ist anbieterorien-
tiert und richtet sich nicht nach
der Nachfrage: Die Sicht der
Betroffenen steht nicht im Fo-
kus, weshalb genau die, die die
Hilfe benötigen, schnell auf der
Strecke bleiben.

Das Projekt Stroke OWL der
Stiftung Deutsche Schlagan-

fall-Hilfe zeigt auf
der Ebene einer Er-
krankung, wie sich
das Problem grund-
sätzlich lösen lässt.
In dem Projekt be-
gleiten Lotsen Be-
troffene. Sie erset-
zen damit nicht die

etablierten Akteure im Sys-
tem, vielmehr sind sie unab-
hängige Ansprechpartner, die
Betroffene auf dem Weg durch
das komplizierte Sozialsystem
begleiten und die Bedürfnisse
ganzheitlich in den Blick neh-
men. Die Evaluation des Pro-
jekts ist noch nicht abgeschlos-
sen, aber die Aussagen Betrof-
fener zeigen deutlich, wie hilf-
reich die Unterstützung ist
und, dass es auch gesundheits-
ökonomische Vorteile gibt.

Es lohnt sich also offenbar
nicht nur für Betroffene, son-
dern ist auch eine Win-win-Si-
tuation für die Gesellschaft als
Solidargemeinschaft und die
Kostenträger.

carolin.nieder-entgelmeier@
ihr-kommentar.de

Zwischen Weser und Rhein

US-Präsident Donald Trump auf dem Weg zur Pressekonferenz über die China-Sanktionen im Rosengarten des Weißen Hauses. FOTO: DPA

Trumps Streitmit China eskaliert
Die Spannungen verschärfen sich. Der US-Präsident verhängt Sanktionen, um

diejenigen zu bestrafen, „die Hongkongs Freiheit auslöschen“. Peking reagiert prompt.

Can Merey und
Andreas Landwehr

¥ Washington/Peking. Im
Streit um die Einschränkung
der AutonomieHongkongshat
US-Präsident Donald Trump
ein Sanktionsgesetz gegen Chi-
na unterzeichnet. Damit solle
China für „repressive Aktio-
nen“ gegen die Menschen in
Hongkong zur Rechenschaft
gezogen werden, sagte Trump
im Rosengarten des Weißen
Hauses. Das Gesetz gebe der
Regierung wirksame neue
Werkzeuge, um gegen Perso-
nen und Institutionen vorzu-
gehen, „die Hongkongs Frei-
heit auslöschen“.

Chinas Regierung kündigte
als Vergeltung ihrerseits Straf-
maßnahmen gegen „betreffen-
de Bürger und Einrichtungen
der USA“ an. Ein Außenamts-
sprecher verurteilte in Peking
scharf das Sanktionsgesetz der
USA. China müsse die „not-
wendige Antwort“ geben, um
seine legitimen Interessen zu
schützen. Die Strafmaßnah-
men sollen sich nach früheren
Erläuterungen gegen Perso-
nen und Institutionen in den
USA richten, die sich in Hong-
kong-Fragen „schlecht beneh-
men“.

Auslöser des Streits ist das
Gesetz zum Schutz der natio-

nalen Sicherheit in Hong-
kong, das Peking Ende Juni er-
lassen hatte. Es richtet sich
gegen Aktivitäten in der chi-
nesischen Sonderverwaltungs-
region, die von Peking als sub-
versiv, separatistisch oder ter-
roristisch angesehen werden.
Auch soll es „heimliche Ab-
sprachen“ von Aktivisten mit
Kräften im Ausland bestrafen.
Das Gesetz gibt Chinas Staats-
sicherheit Vollmachten, eigen-
mächtig in Hongkong zu ope-
rieren und zu ermitteln.

Als Reaktion hatten das US-
Repräsentantenhaus und der
Senat das Sanktionsgesetz oh-
ne Gegenstimmen verabschie-
det. Es sieht Sanktionen vor,
nach denen der Besitz von chi-
nesischen Funktionären in den
USA eingefrorenundihnendie

Einreise in die Vereinigten
Staaten verwehrt werden kann.
Auch gegen ausländische Ban-
ken, die aus US-Sicht zu Chi-
nas Bestrebungen beitragen,
die Autonomie Hongkongs zu
untergraben, können Straf-
maßnahmen verhängt wer-
den. So kann US-Finanzinsti-
tutionen untersagt werden, ih-
nen Kredite zu geben.

Mit Trumps Unterschrift
trat das Gesetz in Kraft, nicht
später als ein Jahr nach der
Identifizierung sollen Sanktio-
nen verhängt werden. Trump
erklärte ferner, er habe eine
Verfügung unterzeichnet, die
wegen der Einmischung Chi-
nas alle Vorzugsbehandlun-
gen für Hongkong beende. Die
Millionenmetropole werde
künftig wie ein Teil Chinas be-

handelt, sagte der Präsident.
Neben den Exportkontrollen
solldiesauchZölleunddieVer-
gabe von Visa betreffen, hatte
es damals geheißen.

Die neuen US-Maßnahmen
verschärfen die Spannungen
zwischen den USA und China
weiter. Trump machte China
auch erneut für die weltweite
Verbreitung des Coronavirus
verantwortlich. Der US-Präsi-
dent sagte auch, er habe nicht
vor, mit dem chinesischen
Staats- und Parteichef Xi Jin-
ping zu sprechen.

Die Vorsitzende des Men-
schenrechtsausschusses im
Bundestag, Gyde Jensen
(FDP), forderte auch deut-
sche oder europäische Sank-
tionen gegen China. „Wäh-
rend unsere internationalen
Partner der Volksrepublikganz
klar die Konsequenzen für den
Völkerrechtsbruch in Hong-
kong aufzeigen, sucht die EU
weiter nach einer gemeinsa-
men Linie.“ Wenn keine euro-
päische Einigung gefunden
werde, müsse die Bundesre-
gierung reagieren: „Etwa, in-
dem die Einreise- und Auf-
enthaltsbedingungen hier in
Deutschland für Hongkonger
vereinfacht werden oder in-
dem die Bundesrepublik eigen-
ständig Exportstopps für Dual-
Use-Güter verhängt.“

„Ein Land, zwei Systeme“
´ Die frühere britische
Kronkolonie Hongkong
wird seit der Rückgabe
1997 an China nach dem
Grundsatz „ein Land, zwei
Systeme“ autonom verwal-
tet. Die USA sehen in dem
Sicherheitsgesetz Chinas
aber eine klare Verletzung
von Hongkongs Autono-
mie und Freiheitsrechten.
Auch verstoße China

gegen seine Zusagen beim
Souveränitätswechsel.
´ Anders als die Men-
schen in der kommunisti-
schen Volksrepublik ge-
nießen die sieben Millio-
nen Hongkonger Ver-
sammlungs- und Mei-
nungsfreiheit, die durch
das Sicherheitsgesetz jetzt
aber deutlich beschränkt
werden.

Familienmit
krankenKindern
könnennachNRW
¥ Düsseldorf (lnw). Nord-
rhein-Westfalen wird in den
nächsten Wochen Dutzende
geflüchtete Familien mit kran-
ken Kindern von den griechi-
schen Inseln aufnehmen. Es
handele sich um insgesamt 220
Menschen, erklärte NRW-
Flüchtlingsminister Joachim
Stamp (FDP). Angeboten ha-
be NRW sogar, kurzfristig 500
Personen aufzunehmen. Nach
Angaben des Bundesinnenmi-
nisteriums sollen insgesamt
918 Jungen und Mädchen samt
Eltern und Geschwistern aus
den Flüchtlingslagern nach
Deutschland geholt werden.
„Ich habe immer betont, dass
es eine humanitäre Verantwor-
tung gibt, das Elend auf den
griechischen Inseln zu been-
den“, sagte Stamp. Über Jahre
sei die Verelendung hinge-
nommen worden.
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Gesundheitslotsen fürMenschen in Not
Die einstigen politischen Widersacher Günter Garbrecht und Michael Brinkmeier aus OWL kämpfen

gemeinsam für die Einführung eines neuen Berufsbilds. Vorbild ist das Erfolgsmodell der Schlaganfall-Lotsen.

Carolin Nieder-Entgelmeier

¥ Bielefeld. Krankheit, Pfle-
gebedürftigkeit, Jobverlust,
Trennung oder der Verlust von
Angehörigen können Men-
schen in Ausnahmesituatio-
nen versetzen. Wenn das Le-
ben plötzlich nicht mehr al-
leine zu bewältigen ist, gibt es
in Deutschland viele Unter-
stützungsangebote. Trotzdem
gelangen Menschen in schwe-
ren Lebenslagen nicht immer
an die Hilfe, die sie auch be-
nötigen. Experten kritisieren
seit langem, dass Hilfesuchen-
de in dem Dschungel aus An-
geboten und Zuständigkeiten
verzweifeln. Um dieses Pro-
blem zu lösen, kämpfen die Ge-
sundheitsexperten Günter
Garbrecht und Michael Brink-
meier nach dem Vorbild des
Erfolgsmodells der Schlagan-
fall-Lotsen für die Einführung
von Gesundheitslotsen.

PROBLEMLAGE
„Die Coronakrise offenbart die
Schwächen des deutschen So-
zialsystems, das viele gute An-
gebote enthält, die jedoch für
sich alleine stehen und nicht
miteinander vernetzt sind. Die
Struktur ist angebotsorientiert

und nicht nachfrageorientiert,
mit der Folge, dass Hilfesu-
chende auf der Strecke blei-
ben“, moniert Brinkmeier,
Vorsitzender der Stiftung
Deutsche Schlaganfall-Hilfe in
Gütersloh. „Seit 20 Jahren gibt
es Modellversuche, um das
Problem anzugehen, aber bis-
lang ist es nicht gelungen, das
System zu vereinfachen. Statt-
dessen sind weitere Spezialan-
gebote wie Familien-, Dorf-
oder Seniorenhelfer dazuge-
kommen. Das Problem wird
dadurch aber nicht gelöst, die
Zeit der Modellversuche muss
endlich vorbei sein“, fordert
Garbrecht, Vorstand der Stif-
tung Solidarität in Bielefeld.

Brinkmeier (CDU) und
Garbrecht (SPD) kämpfen als
langjährige politische Wider-
sacher im NRW-Landtag des-
halb nun gemeinsam dafür,
Gesundheitslotsen in die Re-
gelversorgung zu implemen-
tieren. „Unser Ziel ist es, dass
das Berufsbild des Gesund-
heitslotsen geschaffen und als
neue Leistungsart im ersten So-
zialgesetzbuch festgeschrieben
wird“, erklärt Garbrecht, der
sich auch nach seinem Aus-
scheidenausdemLandtag2017
für Menschen in Not enga-

giert. „Wichtig ist ein allge-
meiner Anspruch für Men-
schen mit komplexem Ver-
sorgungsbedarf. Konkret wür-
de zum Beispiel ein Arzt bei
einem Schlaganfall oder einer
anderen schweren Lebenslage
eine Verordnung für einen Ge-
sundheitslotsen ausstellen und
den Bedarf ähnlich wie beim
Pflegegrad auf einer Skala von
eins bis fünf einschätzen“, er-
gänzt Brinkmeier.

FINANZIERUNG
Garbrecht und Brinkmeier plä-
dieren dafür, dass die Steue-
rung der Lotsen kommunal
verantwortet wird. „Denn es
sind die Akteure in der Re-
gion, die das größte Interesse
daran haben, dass es den Be-
troffenen besser geht“, sagt
Brinkmeier. „Als Träger der
Lotsen kommen nur die Kom-
munen in Frage, weil sie die
Struktur vor Ort anbieten“, er-
gänzt Garbrecht.

An den Kosten müssen sich
nach Einschätzung der Exper-
ten jedoch alle Stellen beteili-
gen, die profitieren. „Also
Krankenkassen, Pflegeversi-
cherung und Rentenversiche-
rung“, sagt Garbrecht. „Angst
vor einer Kostenexplosion

müssen die Kostenträger nicht
haben, denn die Hilfe von Lot-
sen erhalten nur die, die sie
auch wirklich benötigen. Zu-
dem erfahren die Kostenträ-
ger durch digitale Erfassung
und wissenschaftliche Evalua-
tion, ob sich die Investition
lohnt.“ Laut Brinkmeier be-
darf es der Bildung eines
Mischfonds aus den Sozialge-
setzbüchern auf Bundesebene.

Dafür müssen Garbrecht
und Brinkmeier nun Kosten-
träger und Politik überzeu-
gen. Im Dezember haben die
beiden das Konzept bereits im
Regionalrat vorgestellt und
Unterstützung erhalten. „Auch
die Ärzte und Krankenhäuser
haben uns Unterstützung zu-
gesichert“, sagt Garbrecht.
Trotzdem steht den beiden ein
langer Weg bevor.

VORBILDREGION OWL
Brinkmeier weiß als Vorsit-
zender der Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe genau, was
esbedeutet, soeinenWegzuge-
hen. Denn die Stiftung will mit
dem Projekt Stroke OWL bis
2021 den Beweis antreten, dass
sichmitSchlaganfall-Lotsenals
Ansprechpartner die Lebens-
qualität der betreuten Patien-

ten erhöht, und dass sich da-
durch präventiv die Zahl er-
neuter Schlaganfälle reduzie-
ren lässt, was sich auch ge-
sundheitsökonomisch positiv
auswirkt. Ziel ist es, die Schlag-
anfall-Lotsen in die Regelver-
sorgung zu implementieren.

Der Bielefelder Gesund-
heitsökonom Wolfgang Grei-
ner evaluiert das Projekt. „Im
kommenden Jahr rechnen wir
mit den Ergebnissen, die sich
hoffentlich mit den Erfahrun-
gen der Lotsen und ihren Pa-
tienten decken“, erklärt Brink-
meier. „Menschen, die einen
Schlaganfall erleiden oder in
einer anderen schweren Le-
benslage stecken, wünschen
sich einen qualifizierten und
emphatischen Ansprechpart-
ner, der Ärzte, Pflegekräfte
oder Therapeuten nicht er-
setzt, sondern die unabhängi-
ge Rolle eines Kümmerers
übernimmt, der den Weg in
dem komplexen deutschen So-
zialsystem weist und Hilfe zur
Selbsthilfe gibt.“ Laut Gar-
brecht istOWL„mitdiesemEr-
folgsmodell und dem starken
Gesundheitssektor der perfek-
te Ausgangspunkt für die Ein-
führung von Gesundheitslot-
sen“. ¦ Kommentar

Auszeichnung für beherzte Lebensretter
Bei einer Übung bricht eine Kollegin bewusstlos zusammen. Statt hilflos daneben zu stehen, reagieren

drei Mitarbeiter des Hauptzollamts Bielefeld geistesgegenwärtig. Dafür gibt’s nun eine Belobigung.

¥ Bielefeld/Detmold (sim).
Bei Herzstillstand entscheiden
Minuten über Leben und Tod,
alles kommt deshalb auf die
schnelle Reaktion der Ersthel-
fer an. Vorbildlich haben das
drei Mitarbeiter des Haupt-
zollamts Bielefeld hinbekom-
men – und damit einer Kolle-
gin das Leben gerettet.

Für ihren Einsatz sind sie
nun von Ministerpräsident Ar-
min Laschet (CDU) belobigt
worden, Regierungspräsiden-
tin Judith Pirscher übergab die
Auszeichnungen in Detmold.
„Sina Lehmann, Sebastian Fi-
scher und Peter Schoppe ha-
ben beherzt und fachgerecht
eingegriffen“, begründet Pir-
scher die Ehrenurkunden für
die drei Ersthelfer aus Oer-
linghausen, Leopoldshöhe und
Bielefeld.

Die Beschreibung des Un-
glückstags mit glücklichem
Ausgang liest sich dramatisch:
Am12.März2019habeeinEin-
satztraining beim Hauptzoll-

amt Bielefeld auf dem Pro-
gramm gestanden, berichtet
die Bezirksregierung. Eine Rei-
he von Mitarbeitern absol-
viert das Training, darunter
auch die Kolleginvon Sina Leh-
mann. Die erste Übung ist be-
endet, als der Kollegin übel und

schwindelig wird. Kurz darauf
wird sie bewusstlos. Lehmann
läuft zu ihr, stellt aber weder
Puls noch Atmung fest. Sofort
beginnt sie mit Mund-zu-
Mund-Beatmung und Herz-
druckmassage.

Peter Schoppe und Sebas-

tian Fischer sind nebenan, hö-
ren von dem Vorfall und eilen
zur Hilfe. Schoppe greift sich
einen Defibrillator – er weiß
von der Herzerkrankung der
Kollegin.Seit siebenJahren lebt
diese mit einem Herzschritt-
macher, der das Herz bei einem
Kammerflimmern eigentlich
am Schlagen halten soll.

Gemeinsam gelingt es den
Dreien, Herz und Atmung der
Kollegin wieder in Gang zu
bringen. In diesem Zustand
übergeben sie sie an die Ret-
tungskräfte. Auch danach hät-
ten sie geholfen, den Rettungs-
einsatz schnell und zielfüh-
rend abzuwickeln, lobt die Re-
gierungspräsidentin. Und:
Während der gesamten Zeit
seien sie für ihre Kollegin da ge-
wesen, die inzwischen wieder
bei Bewusstsein war.

Es sei der professionellen
Hilfe zu verdanken, „dass die
Gerettete am Leben blieb und
keinerlei Folgeschäden davon-
getragen hat“, so Pirscher.

AuszeichnungfürPeterSchoppeausOerlinghausen(v.l.),SebastianFi-
scher (Leopoldshöhe) und Sina Lehmann(Bielefeld). FOTO: MOSEKE

Aufatmen bei den
Schweinemästern

Nach vier Wochen Pause geht die Schlachtung bei
Tönnies wieder los.

¥ Rheda-Wiedenbrück
(gans/dpa). Aufatmen bei den
Schweinemästern, mahnende
Stimmen aus der Politik: Nach
dem Corona-Ausbruch bei
Deutschlands größtem
Schlachtbetrieb Tönnies fährt
die Schlachterei heute den Be-
trieb wieder hoch – bereits
einen Tag, bevor der behörd-
lich verordnete Produktions-
stopp eigentlich ablaufen soll-
te. Schon in den frühen Mor-
genstunden sollten die ersten
Tiere angeliefert werden, sag-
te ein Konzernsprecher.

Ob es auch in der Zerle-
gung morgen weitergeht, hängt
auch von der heutigen Exper-
ten-Begehung ab: Gutachter
sollen sich beispielsweise
Trennelemente aus Plexiglas-
scheiben anschauen, die die
Arbeiter bei der schweren kör-
perlichen Arbeit voneinander
trennen.

Tönnies schlachtet in Rhe-
da-Wiedenbrück im Normal-
betrieb pro Tag je nach Markt-
lage zwischen 20.000 und
25.000 Schweine. 30.000 sind
von den Behörden genehmigt.
Durch den Produktionsstopp
hatte sich ein Stau bei den
Schweinemästern gebildet. Sie
wurden ihre Tiere nicht los,
und in den Ställen wurde der
Platz eng. Die Vertrags-Liefe-
ranten, rund 20 Prozent, konn-
ten auf andere Tönnies-Stand-
orte im Emsland (Sögel),
Schleswig-Holstein (Kelling-
husen) und Sachsen-Anhalt
(Weißenfels) ausweichen. Die
anderen Mäster mussten sich
auf dem freien Markt neue
Schlachthöfe suchen.

Die Stadt Rheda-Wieden-
brück kündigte an, den
Schlachtbetrieb bei Tönnies
künftig intensiver zu kontrol-
lieren. Auch auf die massiv in
die Kritik geratene Unterbrin-
gung der Werkarbeiter will die
Stadt ein besonderes Auge ha-
ben. Bei landesweiten Über-
prüfungen von Unterkünften
für Arbeiter der Fleischindus-

trie waren zuletzt in NRW zahl-
reiche Mängel festgestellt wor-
den – von Schimmelpilzen in
armseligen Behausungen, un-
dichten Dächern bis hin zu
überbelegten oder sogar ein-
sturzgefährdeten Gebäuden,
wie NRW-Gesundheitsminis-
ter Karl-Josef Laumann (CDU)
berichtete.

Nach dem Neustart bei Tön-
nies fordert Nordrhein-West-
falens Landwirtschaftsministe-
rin Ursula Heinen-Esser
(CDU) eine Kehrtwende. „Ein
„Weiter so“ kann und darf es
nicht geben – zum Schutze der
Menschen und zum Schutze
der Tiere“, sagte sie in Düs-
seldorf. „Wir müssen jetzt die
Weichen neu stellen und vom
Stall bis zur Ladentheke neu-
justieren.“ Wenn der Ausfall
eines Glieds reiche, die ganze
Kette ins Stocken zu bringen,
sei das System nicht gesund.
„Dies muss ein Weckruf sein.“

Tönnies stelle allein etwa 40
Prozent der Schlachtkapazität
inNordrhein-Westfalen.„Man
muss sich auch mal angucken,
ob wirklich im Akkord ge-
schlachtet und zerlegt werden
muss“, sagte die Ministerin.
Am Freitag beschäftigt sich der
Landwirtschaftsausschuss des
NRW-Landtags in einer Son-
dersitzung mit der Lage.

Landwirtschaftsministerin
Ursula Heinen-Esser. FOTO: DPA

Mutmaßlicher
Rechtsterrorist
stirbt in Haft

¥ Porta Westfalica-Kleinen-
bremen (mt). Ein mutmaßli-
cher Unterstützer der als
rechtsterroristisch eingestuf-
ten „Gruppe S.“ ist nach In-
formationen des Südwestrund-
funks am Montag tot in seiner
Einzelzelle der Justizvollzugs-
anstalt Dortmund aufgefun-
den worden. Das bestätigte ein
Sprecher der Staatsanwalt-
schaft Dortmund dem Sen-
der. Die Staatsanwaltschaft ha-
be ein Todesermittlungsver-
fahren eingeleitet und eine Ob-
duktion des Mannes angeord-
net. Es soll sich bei dem 46-Jäh-
rigen um Ulf R. aus Porta West-
falica-Kleinenbremen han-
deln. Im Februar hatte der Ge-
neralbundesanwalt zwölf mut-
maßliche Mitglieder eines Ter-
rornetzwerkes – darunter drei
aus der Mindener Region –
nach Razzien festnehmen las-
sen. Sie sollen Anschläge auf
Politiker, Asylsuchende und
Muslime geplant haben.

Die Gesundheitsexperten Michael Brinkmeier (l.) und Günter Garbrecht im Gespräch mit Redakteurin Carolin Nieder-Entgelmeier. FOTO: WOLFGANG RUDOLF

Weniger Intensivbetten
gemeldet als bezahlt

Um die Ausgleichszahlungen für Krankenhäuser
in Corona-Zeiten gibt es neuen Streit.

Martin Fröhlich

¥ Bielefeld. Die Ausgleichs-
zahlungen für Krankenhäuser
im Zugeder Corona-Krisewer-
fen neue Fragen auf. Ging es
bislang um die Höhe der Pau-
schale für freie Betten, rücken
jetzt Intensivbetten in den Fo-
kus. Ihre Anzahl sollte erhöht
werden, um schwer erkrankte
Covid-19-Patienten maschi-
nell beatmen zu können.

Einmalig 50.000 Euro er-
halten Krankenhäuser, wenn
sie ein zusätzliches Intensiv-
bett zur Beatmung bereitstel-
len oder ein solches freihal-
ten. So steht es seit März im
Krankenhausfinanzierungsge-
setz. Bis zum 25. Juni hat das
Bundesamt für soziale Siche-
rung bereits 522,7 Millionen
Euro aus dem Intensivbetten-
Topf an die Länder überwie-
sen, die das Geld an die Klini-
ken verteilen. Rechnerisch er-
gibt das 10.545 Betten.

Doch wie viele Intensivbet-
ten wurden tatsächlich einge-
richtet oder freigehalten? Die-
se Frage sorgt für Diskussio-
nen. Aus dem Bundesgesund-
heitsministerium in Bonn ging
Ende Juni ein Schreiben an an-
dere Ministerien, in dem auf
eine Differenz hingewiesen
wird. Demnach hätten am 24.
Juni rein rechnerisch 39.716
Intensivbetten vorhanden sein

müssen, wenn man die bereits
vor Corona existierenden Bet-
ten einbezieht. Dem DIVI-In-
tensivregister wurden zu die-
sem Zeitpunkt aber nur 32.411
Intensivbetten gemeldet –
7.305 Betten weniger. Wie er-
klärt sich nun diese Differenz?

Das Gesundheitsministe-
rium plädiert in dem Schrei-
ben dafür, keine weiteren In-
tensivkapazitäten zu genehmi-
gen. Zumal rund 10.000 In-
tensivbetten leer stünden, wäh-
rend nur wenige hundert Co-
rona-Patienten beatmet wer-
den müssten. „Kontraste“
(ARD/21.45 Uhr) widmet dem
Thema heute einen Beitrag .

Intensivbetten sind wichtig im
Kampf gegen Corona. FOTO: DPA
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